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den. Der Marktwert betrug 523 Millionen US-Dollar – und vor -
hergesagt wird lediglich ein drei- bis vierfaches Wachstum bis
zum Jahr 2020 (Peters-Stanley und Yin 2013). Die Regierungen
aus der Pflicht zu entlassen und darauf zu hoffen, dass finanz-
starke Privat akteure die Lücke schließen werden, scheint daher
recht verwegen. Sollte der Versuch misslingen, würde dies zu ei -
ner Temperaturerhöhung weit jenseits der immer noch angepeil -
ten zwei Grad Celsius führen.
Darüber hinaus ist auch die Aussage zweifelhaft, ein ehrgei-
ziges Klimaabkommen sei schon deshalb nicht mehr möglich,
weil die Drosselung von Emissionen „inzwischen so weit gehen
(müsste), dass sie weltweit den Wohlstand und in den aufholen -
den Ländern die legitimen Wachstumsambitionen unterbinden
würde“ (Radermacher 2013, S. 88). Diese Sicht vom Klimaschutz
als wirtschaftlichem Belastungsfaktor entspricht tatsächlich der
Haltung zahlreicher Unterhändler(innen). Politische Entschei-
dungsträger(innen) äußern sich regelmäßig dahingehend, hohe
Emissionsreduktionen würden zu Wohlstandsverlusten führen
und den „Raum für Entwicklung“ begrenzen (vergleiche bei-
spielsweise ei ne Sammlung von Stellungnahmen in Moomaw
und Papa 2012). Laut dem ehemaligen Exekutivsekretär des UN-
Klimasekretariats Yvo de Boer war das mangelnde Vertrauen in
die Machbarkeit einer emissionsarmen Entwicklung einer der
wesentlichen Gründe für das Scheitern des Kopenhagener Kli-
magipfels (zitiert in Murray 2012).
Potenziale einer konsequenten Klimapolitik
Allerdings bezweifle ich, dass diese pessimistische Haltung be-
rechtigt ist. Vielmehr birgt der Umbau des weltweiten Energie-
systems enorme Potenziale, die nicht nur für den Klimaschutz,
sondern auch für die Gesellschaft unmittelbaren Nutzen haben
können. So gilt es neben dem weltweiten Ausbau von erneuer-
baren Energien auch Energieeffizienzmaßnahmen zu forcieren
und energiesparender zu wirtschaften (vergleiche Hennicke
2013).1 Fünf Beispiele sollen dies belegen.
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ie Suche nach einem Ausweg aus den festgefahrenen Klima-
 verhandlungen ist derzeit eine der wichtigsten Aufgaben der
internationalen Politik. Franz Josef Radermacher (2013) versucht,
so einen Weg aus dem Politikstau aufzuzeigen: In verstärktem
Ausmaß sollten Privatakteure eingebunden werden und Klima-
schutzmaßnahmen finanzieren, weil die internationale Staaten -
ge meinschaft bisher daran gescheitert sei, ein Folgeabkommen
für das Kyoto-Protokoll abzuschließen. Von der Staatengemein-
schaft verlangt Radermacher nur noch, überhaupt irgendein Ab-
kommen zuwege zu bringen, das die globalen Emissionen zu-
mindest einigermaßen deckelt. Weitere Emissionsreduktionen,
die „Verhand lungslücke“, sollen Unternehmen und Privatperso -
nen übernehmen, indem sie freiwillig Emissionszertifikate im
Umfang von mehreren hundert Milliarden Tonnen CO2 kaufen
und stilllegen. Darüber hinaus sollen weitere 150 Milliarden Ton-
nen CO2 über Auf fors tungspro jekte aus der Atmosphäre heraus -
geholt werden (Sequestrie rung).
Die Grenzen der Freiwilligkeit
Fraglich ist aber, ob dieser Vorschlag zur Lösung führt. Es stimmt
zwar, dass ein solcher Markt zur Kompensation von Treibhaus-
gasemissionen auf freiwilliger Basis existiert und sogar stark
wächst. Ich halte es aber für sehr optimistisch, darauf zu setzen,
dass dieser Markt das notwendige Reduktionsziel auch nur an-
nähernd erreichen könnte. Laut dem jährlichen Bericht Maneu -
vering the Mosaic: State of the Voluntary Carbon Markets sind 2012
im freiwilli gen Markt nur 101 Millionen Tonnen umgesetzt wor-
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Erstens ist der Betrieb des bestehenden Energiesystems alles an-
dere als kostengünstig. Gemäß einer aktuellen Studie des Inter-
nationalen Währungsfonds (IWF) subventionieren die Staaten
weltweit die Energiewirtschaft mit mehreren hundert Milliarden
US-Dollar, was 0,7 Prozent des globalen Bruttoinlandsprodukts
(BIP)entspricht – der größte Teil davon kommt fossilen Energie -
trägern zugute (IWF 2013).2 Zudem gibt allein die EU jedes Jahr
rund 400 Milliarden Euro für Ölimporte aus – dies entspricht
rund drei Prozent des BIP der EU. Fatih Birol, Chefökonom der
Internationalen Energieagentur (International Energy Agency,
IEA), hält dies für ein „Äquivalent einer Griechenlandkrise – je-
des Jahr“ (zitiert in Harvey 2012).
Zweitens können erhebliche Emissionsmengen durch Energie -
effizienz reduziert werden. Die IEA hat imWorld Energy Outlook
(IEA 2012) ein Efficient-World-Szenario entwickelt, in dem Ener-
gieeffizienzoptionen, die sich wirtschaftlich rechnen, bislang je-
doch wegen vieler Barrieren nicht genutzt werden, künftig durch
geeignete zusätzliche Politikmaßnahmen voll ausgeschöpft wer-
den. Die Mobilisierung dieses Potenzials würde laut IEA schon
für sich genommen ausreichen, um das Anwachsen der globa-
len energiebezogenen CO2-Emissionen bis 2020 zu stoppen und
die Welt auf einen mit dem Zwei-Grad-Ziel kompatiblen Emis-
sionspfad zu bringen. Auch bis 2030 werden im Efficient-World-
Sze nario immerhin noch die Hälfte der gemäß IEA für das Zwei-
Grad-Ziel erforderlichen Emissionsreduktionen erreicht.Für die
Umsetzung des Szenarios wären kumulative Mehrinvestitionen
von 11,8 Billionen US-Dollar erforderlich.Die Ausgaben würden
allerdings durch Einsparungen von 17,5 Billionen US-Dollar für
Brennstoffe und 5,9 Billionen US-Dollar an eingesparten Inves-
titionen in die Energiebereitstellung mehr als wettgemacht.
Drittens ändert sich die Wirtschaftlichkeit einer auf erneuerba-
ren Energien basierten Energieversorgung rapide. Der Sonder-
bericht des Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC)
zu erneuerbaren Energien stuft diese bereits heute in zahlreichen
Fällen als wettbewerbsfähig ein (IPCC 2011). Und die rapide Kos -
tenreduktion durch technischen Fortschritt und immer breitere
Marktdurchdringung dauert an. Die Kosten für Photovoltaikan-
lagen (PV) sind allein in den letzten fünf Jahren um 80 Prozent
gesunken, die von Windturbinen um 29 Prozent, obwohl diese
von einem deutlich niedrigeren Niveau gestartet sind (Liebreich
2013). Laut einer McKinsey-Studie werden die Kosten für PV bis
2020 weiterhin um zehn Prozent jährlich fallen (Aanesen et al.
2012). Ein aktueller Bericht der Citigroup projiziert, dass sowohl
Wind- als auch Sonnenenergie bis zum Jahr 2020 in den meis-
ten Teilen der Welt konkurrenzfähig sein werden (Channell et al.
2012). Und die Leitstudie des Bundesministeriums für Umwelt,
Naturschutz und Reaktorsicherheit, die die Auswirkungen des
von der Bundesregierung verabschiedeten Energiekonzepts un -
tersucht hat, geht davon aus, dass die gesamten energiebezoge-
nen Ausgaben in einem System, das nach dem Energiekonzept
auf Effizienz und erneuerbare Energien setzt, um 2025 unter die
des fossilen Energiepfads fallen werden (Nitsch et al. 2012).3
Viertens verursacht die Nutzung fossiler Brennstoffe neben den
globalen Klimafolgen auch erhebliche lokale Schäden, beispiels-
weise Luft-, Wasser- und Landverschmutzungen, die bei Kosten-
Nutzen-Analysen berücksichtigt werden müssen. Nach Berech-
nungen der Europäischen Kommission (2010) würde eine Emis-
sionsreduktion innerhalb der EU um 30 Prozent bis zum Jahr
2020 die Ge sundheitskosten um jährlich 7,3 bis 16,7 Milliarden
Euro senken, die Kosten zur Bekämpfung von Luftverschmut -
zung um 5,3 Milliarden Euro.
Fünftens steht das Ausmaß der Debatte um mögliche Emissions-
verlagerungen durch Wettbewerbseffekte in keinem Verhältnis
zu dem Anteil der nationalen Emissionen, die tatsächlich einem
Verlagerungsrisiko ausgesetzt sind. Es dürfte kaum zu befürch-
ten sein, dass der Verkehr – der laut Eurostat (2013) für 32 Pro-
zent des Endenergieverbrauchs in der EU verantwortlich ist – in
andere Länder verlagert wird, wenn die EU eine ambitioniertere
Klimapolitik betreibt als andere Länder. Ebenso wenig werden
Haushalte, die für weitere 27 Prozent verantwortlich sind, oder
Kraftwerke, Abfallanlagen oder Land- und Forstwirtschaftsbetrie -
be verlegt werden. Und selbst in der Industrie sind die meisten
Branchen entweder nicht sehr energieintensiv oder sie sind kei-
nem starken internationalen Wettbewerb ausgesetzt (vergleiche
etwa Graichen et al. 2008).
Wirtschaftspolitik mit Verteilungskämpfen
Die Frage, ob eine ambitionierte Klimapolitik positive oder nega -
tive Auswirkungen auf die Makroökonomie haben wird, scheint
mir daher zumindest offen. Das relevantere Problem ist, dass ef -
fektive Klimapolitik zu erheblichen Verteilungswirkungen führt.
Unternehmen und ganze Branchen, deren Geschäftsmodelle bis-
lang auf der Nutzung fossiler Brennstoffe basieren, werden sich
fundamental umstrukturieren müssen. Oder sie werden von an -
deren verdrängt, die mit we niger Emissionen denselben gesell-
schaftlichen Nutzen erbringen. Laut aktuellem IEA-Sonderbe-
richt zum Klimawandel würden die Gewinne von bestehenden
1 Laut Stefan Rahmstorf und Hans Joachim Schellnhuber befindet sich das
heuti ge Weltenergiesystem (und damit die gesamte, auf fossile Brennstoffe 
gegründete Weltwirtschaft)„in einem lokalen Suboptimum – so wie ein Schlit-
ten in einer örtlichen Kuhle festsitzt, die nur durch einen kurzen und relativ
flach ansteigenden Hang von einem tiefen Tal (dem ,globalen Optimum‘)
getrennt ist. Wenn man eine geringe Extra-Anstrengung aufbringt, den Schlit-
ten über die Böschung zu schieben, dann kann sich das Gefährt in rasante
Bewegung setzen! Genau diesen Schub durch die öffentliche Hand braucht 
die Energiewende zur Nachhaltigkeit – langfristig zahlt sich die Extra-Investi-
tion doppelt, dreifach und vielfach aus“ (Rahmstorf und Schellnhuber 2006).
2 Während der angebliche Zweck dieser Subventionen ist, arme Teile der Be-
völkerung beim Zugang zu Energie zu unterstützen, wird der Großteil des
Nutzens laut IWF tatsächlich von wohlhabenden Haushalten abgeschöpft.
3 Der Saldo von höheren Vorabinvestitionen und nachfolgenden Einsparungen 
würde demnach um 2030 positiv werden, mit kumulierten Ersparnissen 
von rund 570 Milliarden Euro bis 2050. Unter Berücksichtigung von 
Klimaschäden würde der Saldo sogar bereits um 2020 positiv.
>
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Atom- und auf erneuerbaren Energien basierten Kraftwerken in
einer mit dem Zwei-Grad-Ziel kompatiblen Entwicklung bis 2035
um 1,8 Billionen US-Dollar steigen, die von existierenden Kohle -
kraftwerken hingegen um das gleiche Niveau sinken (IEA 2013). 
Zudem würde das Einschlagen einer mutigen Zwei-Grad-Po-
litik quasi bedeuten, den Großteil der fos silen Brennstoffvor -
räte zu enteignen. Laut IEA (2013) müssen mindestens zwei Drit -
tel der globalen Vorräte an fossilen Brennstoffen unter der Erde
bleiben, um den globalen Temperaturanstieg unter zwei Grad zu
halten. Eine Analyse der Bank HSBC ergab, dass die Einführung
von Politiken, die das Zwei-Grad-Ziel verfolgen, den Marktwert
der fossilen Förderunternehmen um bis zu 60 Prozent reduzie-
ren könnte (Spedding et al. 2013). Da die Unternehmen mit den
prognostizierten Gewinnen rechnen, leisten sie entsprechenden
Widerstand. Bislang haben es die Unternehmen, die beim Über-
gang zu einer klimaverträglichen Wirtschaft verlieren würden,
geschafft, die Debatte zu prägen und Klimaschutz als gesamtwirt -
schaftlichen Verlust darzustellen. Die Aufgabe der internationa -
len Kli mapolitik ist es, gegen Widerstände Maßnahmen umzu-
setzen und die dadurch ausgelösten Innovationsimpulse sowie
die neu entstehenden Märkte zu fördern. Hierzu ist tatsächlich
ein Paradigmenwechsel erforderlich, allerdings weitreichender
als von Radermacher anvisiert. 
Neuer Pflichtenkata log für die Klimapolitik
Solange die Auffassung herrscht, Emissionen seien untrennbar
mit wirtschaftlichem Wohlergehen verknüpft, werden Verpflich-
tungen zur Emissionsbegrenzung und -reduktion automatisch
als wirtschaftliche Belastung angesehen. Zudem hat der Ansatz,
Emissionen mittels Deckelung in ein knappes und damit wert-
volles Gut zu verwandeln, im internationalen Kontext einen gro-
ßen Haken. Indem den Staaten auf Basis ihrer Emissionsziele
handelbare Emissionszertifikate zugewiesen werden, ist die ser
Ansatz gleichbedeutend damit, Ländern Geld zuzuweisen. Stig -
litz (2010) kommentiert: „If emissions were appropriately restric -
ted, the value of emission rights would be a couple trillion dol-
lars a year – no wonder that there is a squabble over who should
get them“ (ausführlicher auch in Stiglitz 2006). Darüber hinaus
sind Reduk tionsziele für Regierungen riskant, weil sie wesentli -
che Emissionstreiber wie Wirtschafts- und Bevölkerungswachs-
tum nicht allein steuern können. Ergebnis ist eine Verteilungs -
kon troverse(„Wer bekommt welches Stück vom Klimakuchen?“),
die seit mehr als 20 Jahren die Klimaverhandlungen dominiert:
Jedes Land versucht, sein eigenes Ziel so gering wie möglich zu
halten; damit ist die Zuteilung von mehr Zertifikaten, als wirk-
lich gebraucht werden, kein Zufall, sondern systemimmanent.
Die internationale Klimapolitik sollte daher andere Formen
der Verpflichtung sondieren, um Staaten zu wirksamem Kli ma -
schutz zu motivieren: Statt Befürchtungen auszulösen („Deckel
auf die Entwicklung“), sollten Maßnahmen das nationale Inter-
esse und die Kernkompetenz von Regierungen berücksichtigen:
die Umsetzung von Politiken. So ist etwa eine direkte Emissions -
bepreisung ökonomisch äquivalent zum Emissionshandel, hat
aber weniger Nachteile. Sie verwandelt Emissionen nicht in ein
wertvolles Gut, das unter den Ländern aufzuteilen wäre. Im Ge -
gensatz zu Reduktionen könnten Regierungen eine Be preisung
von Emissionen direkt umsetzen und gingen damit ein geringe -
res Risiko ein, ihre Verpflichtungen nicht einhalten zu können.4
Die direkte Bepreisung hat allerdings ebenfalls das „Image-
problem“, eher als wirtschaftliche Belastung angesehen zu wer-
den. Offensichtlich müssen die meisten Regierungen erst da-
von überzeugt werden oder sich durch Praxiserfahrungen selbst
davon überzeugen, dass Klimaschutz möglich ist, ohne die wirt-
schaftliche Entwicklung zu gefährden. Zudem ist die Emissions-
bepreisung, ob direkt oder über den Emissionshandel, kein All-
heilmittel, weil Klimaschutzinvestitionen auch durch zahlreiche
nichtökonomische Barrieren behindert werden, etwa die Skep-
sis gegenüber neuen Technologien, den Mangel an technischen
Kapazitäten oder den fehlenden Zugang zu Informationen (ver-
gleiche IEA 2012). 
Es empfiehlt sich daher, einen multidimensionalen Pfad ein-
zuschlagen. Emissions(bepreisungs)verpflich tungen sollten mit
anderen Regelungen ergänzt werden, die stärker nationalen In -
te ressen dienen, zum Beispiel Verpflichtungen, bestimmte Tech-
nologien auszubauen oder die Energieeffizienz zu verbessern;
vor allem, weil es für Staaten reizvoller zu sein scheint, Techno -
logie- statt Emissionsziele zu übertreffen. So hat China sein Ziel
zum Ausbau der Photovoltaik bis 2015 von anfangs fünf Giga-
watt schrittweise auf 10, 15, 21 und schließlich 35 Gigawatt er-
höht (Parkinson 2013). Die EU hingegen sieht sich nicht in der
Lage, ihr Emissionsziel für 2020, 20 Prozent der Treibhausgase
zu reduzieren, zu verschärfen, obwohl sie dieses Ziel bereits er-
reicht hat (Sandbag 2013).
4 Da es keinen Deckel (cap) auf die Emissionen gäbe, dürften auch die
Befürch tungen vor einem Entwicklungsstopp deutlich geringer ausfallen.
Die Vertreter(innen) vieler Länder müssen erst davon überzeugt werden,
dass Klimaschutz die wirtschaftliche Entwicklung nicht gefährdet. Connie
Hede gaard, EU-Kommissarin für Klimaschutz, im Gespräch mit Zhenhua Xie,
Vertreter der Staatlichen Kommissi on für Entwicklung und Reform der
Volksrepub lik China, bei der Klima konferenz in Doha 2012.
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Fazit
Die internationale Klimapolitik braucht dringend einen Strate -
gie wechsel.Der mengenbasierte Ansatz, der von einem maxima -
len Budget an Klimagasemissionen ausgeht und auch von Rader -
macher verfolgt wird, stößt an Grenzen, weil er Treibhausgase
zur umkämpften Verhandlungsmasse macht – zumal die meis-
ten Entscheidungsträger(innen) Klimaschutz als wirtschaftliche
Belastung sehen. Er führt damit direkt zu der Verteilungskontro -
verse, die die internationale Klimapolitik bisher lahmgelegt hat. 
Bevor die Klimapolitik rennen kann, muss sie zunächst das
Gehen lernen. Ambitionierter Klimaschutz wird erst dann mög-
lich, wenn wichtige Entscheidungsträger(innen) zu der Überzeu -
gung gelangen, dass er nicht im Widerspruch zu wirtschaftlichem
Wohlergehen steht. Bei den meisten dürfte dieser Lernprozess
nicht anhand von wissenschaftlichen Studien, sondern anhand
von Praxiserfahrungen erfolgen. Daher sollte ein multidimensi -
o nales Vorgehen gewählt werden, das Verpflichtungen zur Emis -
sionsbegrenzung oder -bepreisung um weitere Formen von Ver-
pflichtungen ergänzt, die eher im nationalen Interesse stehen,
etwa Ziele zum Ausbau bestimmter Technologien oder zur Ver-
besserung der Energieeffizienz. Die in Deutschland begonnene
Energiewende zeigt, dass positive Erfahrungen mit der Umset -
zung konkreter Maßnahmen dazu beitragen, einen Bewusst -
seins wandel über die Machbarkeit des Klimaschutzes herbeizu -
führen – und damit schrittweise ambitioniertereVerpflichtungen
ermöglichen.
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Aufgabe der internationalen Klimapolitik 
ist es, gegen Widerstände Maßnahmen 
umzusetzen und die dadurch 
ausgelösten Innovationsimpulse sowie 
die neu entstehenden Märkte zu fördern.
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